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Die Beklagte wird unter Aufhebung des Bescheids vom 23.05.2017 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheids vom 14.03.2018 verurteilt, beim KlÃ¤ger die
Berufskrankheiten 2106 und 2113 anzuerkennen. Die auÃ�ergerichtlichen Kosten
des KlÃ¤gers sind von der Beklagten zu erstatten.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Anerkennung der Berufskrankheiten (BKen) nach
Nr. 2106 und Nr. 2113 der Anl. 1 zur Berufskrankheiten-Verordnung (BKV;
nachfolgend: BK 2106 bzw. BK 2113: DruckschÃ¤digung der Nerven bzw.
DruckschÃ¤digung des Nervus medianus im Carpaltunnel â�� Carpaltunnel-
Syndrom â�� durch repetitive manuelle TÃ¤tigkeiten mit Beugung und Streckung
der Handgelenke, durch erhÃ¶hten Kraftaufwand der HÃ¤nde oder durch Hand-Arm-
Schwingungen).

Der im Jahr 1973 geborene KlÃ¤ger war von August 1990 bis zum Eintritt
dauerhafter ArbeitsunfÃ¤higkeit im MÃ¤rz 2016 bei verschiedenen Unternehmen als
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Maurer tÃ¤tig.

Der KlÃ¤ger leidet jeweils beidseitig an einem Sulcus-Ulnaris-Syndrom bzw.
Kubitaltunnelsyndrom und einem Carpaltunnelsyndrom. Seit Juli 2015 erfolgten
wegen der damit einhergehenden Beschwerden an HÃ¤nden, Ellbogen und
Handgelenken Ã¤rztliche Behandlungen und operative Eingriffe. Zum Zeitpunkt des
erstmaligen Auftretens der Beschwerden teilte der KlÃ¤ger im Juli 2015 mit, diese
hÃ¤tten "seit Jahren" zugenommen (Bl. 47 VA). SpÃ¤ter gab er einen
Beschwerdebeginn ca. im Jahr 2014 an (Bl. 13, 123 VA).

Die beruflichen TÃ¤tigkeiten waren sowohl im Hinblick auf das Sulcus-Ulnaris-
Syndrom bzw. Kubitaltunnelsyndrom als auch auf das Carpaltaltunnelsyndrom mit
gefÃ¤hrdenden Einwirkungen verbunden (Stellungnahme des PrÃ¤ventionsdienstes
der Beklagten vom November 2016 Bl. 86 VA).

Der leitende Oberarzt der OrthopÃ¤die in den Fachkliniken Dr. C ging in seinem
Gutachten vom MÃ¤rz 2017 (Bl. 123 VA) davon aus, dass die Erkrankungen des
KlÃ¤gers mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit beruflich verursacht
seien. Dem widersprach der beratende Arzt der Beklagten Dr. D (Bl. 155 VA), der
zwar das Vorliegen von Krankheitsbildern im Sinne der beiden
streitgegenstÃ¤ndlichen BKen bestÃ¤tigte, den aus seiner Sicht erforderlichen
zeitlichen Zusammenhang zwischen dem Beginn der beruflichen Belastung und
dem Auftreten der Erkrankungen indes verneinte. Hierzu verwies er auf das
Merkblatt zur BK 2106 (Bek. des BMA vom 01.10.2002, BArbBl. 11/2002, S. 62) und
auf die wissenschaftliche BegrÃ¼ndung zur BK 2113 (auszugweise Zitate hieraus in
der Handlungsanleitung "Carpaltunnel-Syndrom" der DGUV vom Juni 2016) und ging
davon aus, dass darin ein Auftreten beider Erkrankungen in engem zeitlichen
Zusammenhang mit dem Beginn der gefÃ¤hrdenden TÃ¤tigkeit gefordert werde.
Dieser enge zeitliche Zusammenhang sei angesichts der im Jahr 1990
aufgenommenen MaurertÃ¤tigkeit und der erst ab dem Jahr 2015 dokumentierten
Erkrankungen nicht gegeben.

GestÃ¼tzt auf die Auffassung von Dr. D lehnte die Beklagte mit Bescheid vom
23.05.2017 die Anerkennung der BKen 2106 und 2113 ab. Im
Widerspruchsverfahren trug der behandelnde OrthopÃ¤de des KlÃ¤gers Dr. E vor,
das Fehlen kurzer Expositionszeiten sei kein Ausschlusskriterium. Auch wenn
Beschwerden spÃ¤ter auftreten, kÃ¶nne ein Kausalzusammenhang bestehen (Bl.
169 VA). Die Beklagte folgte dieser BegrÃ¼ndung nicht und wies den Widerspruch
des KlÃ¤gers mit Widerspruchsbescheid vom 15.03.2018 zurÃ¼ck.

Deswegen hat der KlÃ¤ger am 23.03.2018 beim Sozialgericht Reutlingen Klage
erhoben und vorgetragen, jahrzehntelang mit Stampfern, Hiltis und
PresslufthÃ¤mmern gearbeitet zu haben, was zu seinen gesundheitlichen
BeeintrÃ¤chtigungen gefÃ¼hrt habe. Die ab Mai 2011 ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit sei in
besonderem Umfang mit gefÃ¤hrdenden Einwirkungen verbunden gewesen.

Der KlÃ¤ger beantragt,
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die Beklagte unter Aufhebung des Bescheids vom 23.05.2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 14.03.2018 zu verurteilen, beim KlÃ¤ger die BKen
2106 und 2113 anzuerkennen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte hÃ¤lt an der getroffenen Entscheidung fest und verweist auf die
ergÃ¤nzende Stellungnahme ihres PrÃ¤ventionsdienstes (Bl. 22 Gerichtsakte),
wonach die die seit Mai 2011 vom KlÃ¤ger verrichtete TÃ¤tigkeit gegenÃ¼ber den
frÃ¼heren TÃ¤tigkeiten nur mit einer 5%-igen ErhÃ¶hung von Pflasterarbeiten und
einer Handhabung von VerdichtungsgerÃ¤ten verbunden gewesen sei.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Verwaltungsakte der Beklagten sowie
auf die Gerichtsakte, welche Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung geworden
sind, verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht beim sachlich und Ã¶rtlich zustÃ¤ndigen Sozialgericht
Reutlingen erhobene Klage ist zulÃ¤ssig. Statthafte Klageart ist die kombinierte
Anfechtungs- und Verpflichtungsklage gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz
(SGG).

Die Klage hat auch in der Sache Erfolg. Beim KlÃ¤ger liegen die BKen 2106 und
2113 vor. Der Beklagte ist unter Aufhebung der angefochtenen Bescheide zu deren
Anerkennung zu verurteilen.

BKen sind nach Â§ 9 Abs. 1 Satz 1 Siebtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VII)
Krankheiten, die die Bundesregierung durch Rechtsverordnung oder mit
Zustimmung des Bundesrates als solche bezeichnet und die Versicherte in Folge
einer den Versicherungsschutz nach den Â§ 2, 3 oder 6 SGB VII begrÃ¼ndenden
TÃ¤tigkeit erleiden. Die Bundesregierung ist ermÃ¤chtigt, in der Rechtsverordnung
Krankheiten als BKen zu bezeichnen, die nach den Erkenntnissen der medizinischen
Wissenschaft durch besondere Einwirkungen verursacht sind, denen bestimmte
Personengruppen durch ihre versicherte TÃ¤tigkeit in erheblich hÃ¶herem Grad als
die Ã¼brige BevÃ¶lkerung ausgesetzt sind (Â§ 9 Abs. 1 Satz 2 erster Halbsatz SGB
VII). Hierzu zÃ¤hlen nach Nr. 2106 der Anlage 1 zur BKV DruckschÃ¤digungen der
Nerven und nach Nr. 2113 nach nÃ¤herer MaÃ�gabe das Carpaltunnelsyndrom.

FÃ¼r die Anerkennung einer Erkrankung als BK 2106 mÃ¼ssen folgende
Tatbestandsmerkmale gegeben sein: Bei dem oder der Versicherten muss eine
DruckschÃ¤digung eines Nervs vorliegen, die durch die berufliche Belastung
versursacht wurde.

FÃ¼r die Anerkennung Erkrankung als BK 2113 muss ein Carpaltunnelsyndrom
vorliegen, das durch eine berufliche Belastung in Form von repetitiven manuellen
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TÃ¤tigkeiten mit Beugung und Streckung der Handgelenke, in Form eines
erhÃ¶hten Kraftaufwands der HÃ¤nde oder in Form von Hand-Arm-Schwingungen
verursacht wurde.

Dabei mÃ¼ssen die anspruchsbegrÃ¼ndenden Tatsachen, nÃ¤mlich die versicherte
TÃ¤tigkeit, die schÃ¤digende Einwirkung und die als Folge geltend gemachte
GesundheitsstÃ¶rung â�� hier also die DruckschÃ¤digung der Nerven und das
Carpaltunnelsyndrom â�� erwiesen sein, d. h. bei vernÃ¼nftiger AbwÃ¤gung des
Gesamtergebnisses des Verfahrens muss der volle Beweis fÃ¼r das Vorliegen der
genannten Tatsachen als erbracht angesehen werden kÃ¶nnen (vgl. u. a. BSG,
Urteil vom 30.04.1985, 2 RU 43/84 in juris). Hingegen genÃ¼gt hinsichtlich des
ursÃ¤chlichen Zusammenhangs zwischen der versicherten TÃ¤tigkeit und der
schÃ¤digenden Einwirkung (haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t) sowie der
schÃ¤digenden Einwirkung und der Erkrankung (haftungsausfÃ¼llende KausalitÃ¤t)
eine hinreichende Wahrscheinlichkeit (vgl. BSG, Urteil vom 30.04.1985, a.a.O.). Das
bedeutet, dass bei vernÃ¼nftiger AbwÃ¤gung aller wesentlichen Gesichtspunkte
des Einzelfalls mehr fÃ¼r als gegen einen Ursachenzusammenhang sprechen muss,
wobei dieser nicht schon dann wahrscheinlich ist, wenn er nicht auszuschlieÃ�en
oder nur mÃ¶glich ist (vgl. BSG, Urteil vom 02.11.1999, B 2 U 47/98 R Urteil vom
02.05.2001, B 2 U 16/00 R beide in juris).

Nach diesen MaÃ�stÃ¤ben liegen beim KlÃ¤ger die BKen 2106 und 2113 vor.

Der KlÃ¤ger leidet an einer beidseitigen DruckschÃ¤digung der Nerven in Form
eines Sulcus-Ulnaris-Syndroms bzw. Kubitaltunnelsyndroms. Beide Krankheitsbilder
werden im Merkblatt zur BK 2106 ausdrÃ¼cklich als fÃ¼r diese BK typisch genannt.
Ferner leidet der KlÃ¤ger an einem beidseitigen Carpaltunnelsyndrom und damit an
dem namensgebenden Krankheitsbild der BK 2113. Dementsprechend haben auch
Dr. C und â�� insoweit Ã¼bereinstimmend â�� Dr. D zum Ausdruck gebracht, dass
beim KlÃ¤ger Erkrankungen im Sinne der beiden streitgegenstÃ¤ndlichen BKen
vorliegen.

Die Kammer ist davon Ã¼berzeugt, dass das Sulcus-Ulnaris-Syndrom bzw.
Kubitaltunnelsyndrom und das Carpaltunnelsyndrom wahrscheinlich durch die
beruflichen Belastungen des KlÃ¤gers wÃ¤hrend seinen versicherten TÃ¤tigkeiten
als Maurer verursacht wurde. Die dahingehenden AusfÃ¼hrungen von Dr. C und Dr.
E sind Ã¼berzeugend.

WÃ¤hrend seiner beruflichen TÃ¤tigkeit als Maurer war der KlÃ¤ger gefÃ¤hrdenden
Druckeinwirkungen auf die beidseitigen Ulnarisnerven ausgesetzt. Der
PrÃ¤ventionsdienst der Beklagten legte unter Bezugnahme auf die im Merkblatt zur
BK 2106 typisierend beschriebenen einschlÃ¤gigen Einwirkungen dar, dass der
KlÃ¤ger bei Stemm- und Verdichtungsarbeiten starken, abrupten und repetitiven
Flexions- und Extensionswechseln im Ellbogengelenk sowie einem dauerhaften
Andruck eines Werkzeugs in einer Gelenkstellung ausgesetzt war. Ferner verrichtete
der KlÃ¤ger sich stÃ¤ndig wiederholende, gleichartige KÃ¶rperbewegungen mit
mechanischen Ã�berlastungen beim Mauern sowie beim Verlegen von Rand- und
Pflastersteinen. SchlieÃ�lich musste er bei Verbundsteinarbeiten hÃ¤ufig mit hohem
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Kraftaufwand zugreifen.

Die BerufstÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers beinhaltete zudem in gefÃ¤hrdendem AusmaÃ�
repetitive manuelle TÃ¤tigkeiten mit Beugung und Streckung der Handgelenke
sowie Hand-Arm-Schwingungen i.S. der BK 2113. Auch dies entnimmt die Kammer
den AusfÃ¼hrungen des PrÃ¤ventionsdienstes der Beklagten.

Neben diesen beruflichen Belastungen sind keine anderen Ursachen fÃ¼r die hier
streitgegenstÃ¤ndlichen Erkrankungen ersichtlich. Dies entnimmt die Kammer dem
Gutachten von Dr. C. Er schloss relevante Erkrankungen oder FunktionsstÃ¶rungen
des KlÃ¤gers konstitutioneller Art bzw. aus dem Formenkreis des entzÃ¼ndlichen
Rheumatismus, StoffwechselstÃ¶rungen oder richtungsweisende degenerative
EinschrÃ¤nkungen der HalswirbelsÃ¤ule bzw. des peripheren Gelenkbereichs der
oberen ExtremitÃ¤ten aus. Als mÃ¶gliche, jedoch eher niederschwellige
neurotoxische BegleitstÃ¶rung stellte er nur einen langjÃ¤hrigen Nikotinabusus des
KlÃ¤gers fest. Allerdings war sich Dr. C sicher, dass dieser Abusus nicht einmal im
Ansatz mit der Relevanz der biomechanisch berufsbedingten Belastung
gleichzusetzen ist.

Damit liegt hinsichtlich der BK 2106 eine eindeutige Beziehung der Lokalisation des
vormals beruflich einwirkenden Drucks und dem klinischen Befund an den
Ellenbogen vor. Das Schadensbild ist mithin belastungskonform und es fehlen
Anhaltspunkte fÃ¼r eine alternative Ã¤uÃ�ere oder innere Verursachung. Dies
spricht fÃ¼r eine wahrscheinlich berufliche Verursachung (vgl. BSG, Urteil vom
17.12.2015, B 2 U 11/14 R in juris LeitsÃ¤tze Nr. 1 und 3). FÃ¼r die BK 2113 gilt
Entsprechendes.

Die Auffassung von Dr. D, ein beruflicher Zusammenhang der Erkrankungen des
KlÃ¤gers sei unwahrscheinlich, weil sie erst Jahrzehnte nach der Aufnahme der
beruflichen TÃ¤tigkeiten in Erscheinung traten, Ã¼berzeugt die Kammer nicht. Die
Kammer versteht die von Dr. D herangezogenen Formulierungen aus dem Merkblatt
zur BK 2106 und aus der wissenschaftlichen BegrÃ¼ndung zur BK 2113 anders als
Dr. D und sieht sich in ihrer Auffassung durch die Entscheidung des
Bundessozialgerichts zur BK 2106 im Urteil vom 17.12.2005 (s. eben) und durch die
AusfÃ¼hrungen von Dr. E bestÃ¤rkt.

Zur Ã�berzeugung der Kammer setzen die BKen 2106 und 2113 nicht voraus, dass
die maÃ�geblichen Erkrankungen innerhalb einer kurzen Latenzzeit von ca. 12
Monaten nach Aufnahme der gefÃ¤hrdenden TÃ¤tigkeit auftraten. Vielmehr kommt
die Anerkennung der BKen 2106 und 2113 auch dann in Betracht, wenn die
Erkrankungen erst nach langjÃ¤hriger â�� auch jahrzehntelanger â�� beruflicher
TÃ¤tigkeit in Erscheinung treten.

Die Kammer stÃ¼tzt sich dabei ausdrÃ¼cklich auf das Merkblatt zur BK 2106 und
auf die wissenschaftliche BegrÃ¼ndung zur BK 2113.

Im Merkblatt zur BK 2106 werden unter I. Berufsgruppen genannt, fÃ¼r die
Hinweise auf vermehrt auftretende DruckschÃ¤digung der Nerven vorliegen.
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AufgezÃ¤hlt werden Berufsmusiker, Schleifer, Metzger, LebensmittelhÃ¤ndler,
BeschÃ¤ftigte in der TiefkÃ¼hlkostherstellung, Supermarktkassiererinnen und
Bodenreiniger. ErgÃ¤nzt wird diese Liste durch Berufssportler, beispielsweise
Radfahrer, Golfer, Kegler und Reiter. Schon diese AufzÃ¤hlung zeigt, dass der
Verordnungsgeber bei der BK 2106 nicht davon ausging, dass DruckschÃ¤digungen
der Nerven aufgrund beruflicher Expositionen regelmÃ¤Ã�ig frÃ¼hzeitig auftreten.
Dagegen spricht, dass Berufsmusiker und Berufssportler bereits vor Aufnahme ihrer
BerufstÃ¤tigkeit in aller Regel Ã¤hnlichen Belastungen bei ihrem noch nicht
berufsmÃ¤Ã�igen Musizieren oder Sportreiben ausgesetzt waren. Da sich die nicht-
berufliche Vorlaufzeit bei Musikern und Sportlern regelmÃ¤Ã�ig Ã¼ber viele Jahre
erstreckt, kÃ¤me bei diesen Berufsgruppen unter Zugrundelegung der Auffassung
von Dr. E die Anerkennung der BK 2106 fast nie in Betracht. Mit den BeschÃ¤ftigten
in der TiefkÃ¼hlkostherstellung und Supermarktkassiererin werden im Merkblatt
Berufsgruppen benannt, bei denen die einzelnen beruflichen Handlungen nicht mit
Ã¼bermÃ¤Ã�iger Kraftanstrengung verbunden sind. Auch dies spricht dafÃ¼r, dass
vom Verordnungsgeber das Auftreten von Erkrankungen nach einer langjÃ¤hrigen
monoton leichten bis mittelschweren Belastung in den Blick genommen wurde.

Dementsprechend kann dem Merkblatt gerade keine Regelung entnommen werden,
dass die Erkrankung zeitnah zum Beginn der beruflichen TÃ¤tigkeit, z.B.
spÃ¤testens nach zwÃ¶lf Monaten, auftreten muss, um einen wahrscheinlichen
beruflichen Zusammenhang annehmen zu kÃ¶nnen.

Seine gegenteilige Auffassung stÃ¼tzt Dr. E auf die im Merkblatt unter III.
enthaltene Formulierungen:

"Bei DruckschÃ¤digungen von Nerven werden typischerweise schon in frÃ¼hen
Stadien anamnestische Angaben Ã¼ber "Kribbeln, pelziges GefÃ¼hl,
Ameisenlaufen, eingeschlafener KÃ¶rperteil etc." oder "allgemeines
ErmÃ¼dungsgefÃ¼hl" gemacht. Ebenfalls schon frÃ¼h werden Schmerzen im
Versorgungsgebiet des Nerven angegeben".

Entgegen der Auffassung von Dr. D ist hier mit "frÃ¼hen Stadien" aber nicht der
Beginn der beruflichen TÃ¤tigkeit gemeint, sondern der Beginn der Erkrankung, d.h.
der DruckschÃ¤digung des Nerven. So war es auch beim KlÃ¤ger, der vor der ersten
Inanspruchnahme einer fachÃ¤rztlichen Behandlung im Juli 2015 schon fÃ¼r ca.
zwei Jahre zunehmende Beschwerden an HÃ¤nden, Ellbogen und Handgelenken
bemerkte.

Damit steht der im VerhÃ¤ltnis zur Aufnahme der TÃ¤tigkeit als Maurer sehr spÃ¤te
Beginn der Erkrankung der Anerkennung der BK 2106 nicht im Weg.

Der aufgetretene Streit, ob sich die letzte berufliche TÃ¤tigkeit hinsichtlich der
konkreten gefÃ¤hrdenden Belastungen maÃ�geblich von den vorangegangenen
TÃ¤tigkeiten unterschied, ist damit nicht streitentscheidend.

So wie beim KlÃ¤ger lag auch in dem Sachverhalt, Ã¼ber den das
Bundessozialgericht am 17.12.2015 (s.o.) zur BK 2106 entschied, der Beginn der
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maÃ�geblichen TÃ¤tigkeit Jahrzehnte vor dem Auftreten der Erkrankung. Der vor
dem Bundessozialgericht klagende Obstbauer Ã¼bte belastende TÃ¤tigkeiten ab
dem Jahr 1970 aus, die maÃ�gebliche Erkrankung war erst ab dem Jahr 1997
dokumentiert. Das Bundessozialgericht sah in dieser langen Latenzzeit
offensichtlich keinen Grund dafÃ¼r, die Annahme der BK 2106 fÃ¼r ausgeschlossen
zu erachten. Ansonsten hÃ¤tte es sich nicht umfassend mit der in diesem Verfahren
streitigen Beziehung zwischen der Lokalisation des einwirkenden Drucks und dem
klinisch-neurologischen Befund befasst.

FÃ¼r die BK 2113 gilt hinsichtlich des zeitlichen Zusammenhang zwischen dem
Beginn der belastenden TÃ¤tigkeit und dem Auftreten der Erkrankung letztlich das
Gleiche. Auch bei dieser BK lÃ¤sst sich entgegen der Auffassung von Dr. D aus der
wissenschaftlichen BegrÃ¼ndung der BK 2113 (s.o.) keine Voraussetzung herleiten,
dass das Carpaltunnelyndrom bereits zwÃ¶lf Monate nach Beginn der
gefÃ¤hrdenden TÃ¤tigkeit auftreten muss.

Die maÃ�geblichen Formulierungen der wissenschaftlichen BegrÃ¼ndung, auf die
sich Dr. D bezieht, sind in der Handlungsanleitung "Carpaltunnel-Syndrom" der
DGUV unter 3.1 dargestellt. Danach wird in der wissenschaftlichen BegrÃ¼ndung
festgestellt, dass hinsichtlich dem zeitlichen Verlauf uneinheitliche Angaben aus
wissenschaftlichen Studien vorliegen. Ã�berwiegend aber wÃ¼rden kurze
Expositionszeiten als ausreichend beschrieben.

Aus diesen Formulierungen lÃ¤sst sich keine Voraussetzung einer kurzen
Expositionszeit entnehmen. Vielmehr wird nur dargestellt, dass sich in den
wissenschaftlichen Studien kein einheitlicher MaÃ�stab fÃ¼r den zeitlichen Verlauf
finden lÃ¤sst. Die meisten Studien halten kurze Expositionszeiten fÃ¼r ausreichend,
d.h. es gab auch Studien die eine lange Exposition fÃ¼r die Annahme eines
beruflichen Zusammenhangs fÃ¼r nÃ¶tig erachteten. Letzteren folgte die
wissenschaftliche BegrÃ¼ndung nicht. Eine Festlegung auf eine kurze Exposition
erfolgte indes nicht â�� sie wird nur als "ausreichend" beschrieben, d.h. lange
Expositionen machen erst Recht einen beruflichen Zusammenhang wahrscheinlich.

Soweit weiter ausgefÃ¼hrt wird, ein Kausalzusammenhang sei plausibel, wenn der
Erkrankungsbeginn in engem zeitlichen Zusammenhang mit der Exposition steht, ist
daraus nur zu schlieÃ�en, dass keine LÃ¼cke zwischen der Exposition und dem
Erkrankungsbeginn liegen soll â�� was beim KlÃ¤ger auch nicht der Fall war. Im
Ã�brigen wird ein lÃ¤nger als ein Jahr zurÃ¼ckliegende Beginn der nicht
unterbrochenen AusÃ¼bung einer belastenden TÃ¤tigkeit gerade nicht
ausgeschlossen. Eine lÃ¤nger zurÃ¼ckliegende belastende TÃ¤tigkeit wird in der
wissenschaftlichen BegrÃ¼ndung lediglich dann nicht fÃ¼r ursÃ¤chlich angesehen,
wenn zwischenzeitlich keine tÃ¤tigkeitsbedingte Exposition bestand â�� also eine
LÃ¼cke zwischen der beruflichen TÃ¤tigkeit und dem Auftreten der Erkrankung
vorlag. Nur hinsichtlich einer solchen LÃ¼cke werden zwÃ¶lf Monate als
Orientierungswert angegeben. Das heiÃ�t, tritt ein Carpaltunnelsyndrom erst Ã¼ber
zwÃ¶lf Monate nach der Beendigung der beruflichen TÃ¤tigkeit auf, ist ein
beruflicher Zusammenhang eher unwahrscheinlich. Wobei selbst diese LÃ¼cke lt.
der wissenschaftlichen BegrÃ¼ndung nicht als endgÃ¼ltiges "Abschneidekriterium"
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verstanden werden darf. Aus den Formulierungen der wissenschaftlichen
BegrÃ¼ndung lÃ¤sst sich mithin gerade nicht schlieÃ�en, dass ein
Carpaltunnelsyndrom, dass erst nach jahrzehntelanger TÃ¤tigkeit auftritt, nicht als
wahrscheinlich beruflich bedingt angesehen werden darf.

Erstellt am: 22.01.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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